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Sehr geehrte Mandanten,

nur wenige Bereiche bieten so viele Aufregerthemen wie das Steuer-

recht: Man kann sich aufregen, dass man (vermeintlich) ungerecht und

überhöht zur Kasse geben wird. Man kann sich trefflich über die (nicht

vorhandene) Logik der Steuergesetzte ärgern. Und man kann sich fra-

gen, was sich denn die zuständigen Finanzbeamten gedacht (oder eben

nicht gedacht) haben. So auch im folgenden Fall.

Ein Kind wird mit einem Gendefekt geboren, der dazu führt, dass es sich

nicht selbst versorgen kann. Nach dem Gesetz bleibt der Anspruch auf

Kindergeld bestehen, wenn ein Kind wegen einer Behinderung außer-

stande ist, sich selbst zu unterhalten, und die Behinderung vor dem 25.

Lebensjahr eingetreten ist.

Eigentlich also ein klarer Fall. Das Kind kann sich nicht selbst versorgen

und der Gendefekt war angeboren. Logische Folge: Kindergeld gibt es

auch jenseits der 25. Eine Kölner Familienkasse wollte allerdings keinen

weiteren Anspruch zulassen, weil die vorhandene Krankheit erst spä-

ter so schlimm wurde, dass sich das Kind nicht mehr selbst versorgen

konnte.

Vollkommer Quatsch, sagt das FG Köln (Az: 6 K 899/15) nicht nur

zu Recht, sondern auch in Übereinstimmung mit dem BFH (Az: III

R 61/08). Entscheidend ist, dass die Behinderung schon vor dem

25. Lebensjahr vorgelegen hat. Wann hingegen die darauf beruhende

Unfähigkeit zum Selbstunterhalt dazu kam, ist irrelevant.

Insgesamt also ein klare Gesetzeslage und klare Rechtsprechungslage

- und was macht das Finanzamt? Es zieht in Revision (Az: XI R 8/17)!

Hoffentlich erhält es dort eine „Klatsche“ vom BFH.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Norbert Hönisch, Jörg Ruben und Axel Klingner

Steuerberater
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.07.

 � Umsatzsteuer

 � Lohnsteuer

 � Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.07. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juli 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juli 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.07.2017.

Steuererklärung: Einkommensteuer auf  
Kirchensteuererstattungen

Bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens ist der Verlustabzug 

gemäß § 10d Absatz 2  EStG nicht von dem um den Erstattungsüberhang 

aus Kirchensteuern erhöhten Gesamtbetrag der Einkünfte vorzunehmen. 

Dies geht aus einem Urteil des FG Baden-Württemberg hervor.

Die verheirateten Kläger wurden im Streitjahr 2012 zusammen zur 

Einkommensteuer veranlagt. Der Kläger gehört der römisch-katholi-

schen, die Klägerin der evangelischen Kirche an. Aufgrund geänderter 

Einkommensteuerbescheide der Vorjahre hatten die Kläger 2012 einen 

Erstattungsüberhang aus Kirchensteuern von 166.744 Euro erhalten, 

den sie in ihrer Einkommensteuererklärung als Einnahmen erklärten. 

Diesen Betrag berücksichtigte das Finanzamt bei der Ermittlung des 

zu versteuernden Einkommens und setzte die Einkommensteuer auf 

61.686 Euro fest. Die von den Klägern neben der Kirchensteuererstat-

tung erklärten Einkünfte hatten sich beim Gesamtbetrag der Einkünf-

te nicht ausgewirkt, weil sie durch einen Verlustvortrag neutralisiert 

wurden. Der verbleibende Verlustvortrag zum 31.12.2011 belief sich auf 

13.251.836 Euro. Die Kläger machten geltend, dass auch ihre Kirchen-

steuererstattungen den Gesamtbetrag ihrer Einkünfte erhöhe, durch 

einen entsprechend erhöhten Verlustabzug aber keine Einkommen-

steuer anfalle.

Dem folgte das FG nicht. Die Höhe des Gesamtbetrags der Einkünfte 

werde durch die Hinzurechnung des Erstattungsüberhangs nicht be-

einflusst. Der Gesetzgeber habe in § 10 Absatz 4b EStG die Behand-

lung von erstatteten Sonderausgaben mit Wirkung ab dem 01.01.2012 

erstmals geregelt. Danach seien Erstattungsüberhänge bei den Son-

derausgaben nach § 10 Absatz 1 Nr. 4 EStG (Kirchensteuern) dem 

Gesamtbetrag der Einkünfte hinzuzurechnen (§ 10 Absatz 4b Satz 3 

EStG). Diese Hinzurechnung bewirke aber nicht, dass sich der Gesamt-

betrag der Einkünfte durch die Hinzurechnung mit steuerlichen Folgen 

für den Verlustabzug erhöhe. Der Gesetzgeber habe den Verlustabzug 

in § 10d Absatz 1 und 2 EStG so geregelt, dass nicht ausgeglichene 

negative Einkünfte vorrangig vor Sonderausgaben, außergewöhnli-

chen Belastungen und sonstigen Abzugsbeträgen vom Gesamtbetrag 

der Einkünfte abzuziehen sind. Dies habe zur der Folge, dass sich diese 

Abzugsbeträge im Fall eines Verlustabzugs nicht mehr steuermindernd 

auswirken.

Es seien keinerlei Anhaltspunkte dafür ersichtlich, dass der Gesetzge-

ber dies bei der Neuregelung des Erstattungsüberhangs habe ändern 

wollen. Zwar erscheine im Streitfall das Ergebnis der Hinzurechnung 

des Erstattungsüberhangs, dass nämlich Einkommensteuer nicht auf 

Einkünfte, sondern auf Kirchensteuererstattungen erhoben werde, die 

sich bei den Klägern im Zahlungsjahr nicht steuermindernd im Son-

derausgabenabzug ausgewirkt hätten, angesichts der Gesetzesmateri-

alien fragwürdig. Eine teleologische Reduktion der Vorschrift im Sinne 

einer Beschränkung der Hinzurechnung auf solche Fälle, in denen sich 

die Erstattungsbeträge im Jahr der Zahlung tatsächlich steuermin-

dernd ausgewirkt haben, sei jedoch nicht zulässig.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 02.02.2017, 3 K 834/15

Unberechtigt Kindergeld erhalten: Mitteilung  
per E-Mail gegenüber Familienkasse genügt

Ein Kindergeldberechtigter, demgegenüber unverlangt Kindergeld 

festgesetzt und ausgezahlt wird, genügt mit einer einmaligen Mittei-

lung per E-Mail über die fehlende Anspruchsberechtigung seiner Mit-
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teilungspflicht gegenüber der Familienkasse, auch wenn darauf kein 

Aufhebungsbescheid innerhalb der Festsetzungsfrist ergeht. Dies stellt 

das Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg klar.

Bei Eintritt der Festsetzungsverjährung dürfe die Kindergeldfestset-

zung nicht mehr aufgehoben werden. Ohne einen entsprechenden 

Aufhebungsbescheid müsse der Kindergeldberechtigte das ihm über-

wiesene Kindergeld nicht an die Familienkasse zurück überweisen. Es 

sei zudem keine Rechtsgrundlage für eine Verpflichtung des Kinder-

geldberechtigten ersichtlich, nach der er an den Erlass eines Aufhe-

bungsbescheids hätte erinnern müssen.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 01.03.2017, 7 K 7210/15

Nicht ausreichend begründete vorzeitige  
Anforderung einer Steuererklärung nach Erledigung 
nicht mehr heilbar

Ein nicht ausreichend begründeter (und damit rechtswidriger) Ermes-

sensverwaltungsakt kann nicht durch das Nachschieben einer Begrün-

dung „geheilt“ werden, wenn er sich vor der Einlegung des Einspruchs 

bereits erledigt hat. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Gegenstand des Urteils war die Aufforderung des Finanzamts an die 

Kläger, ihre Einkommensteuererklärung abzugeben. Nach den gleich 

lautenden Erlassen der obersten Finanzbehörden der Länder über 

Steuererklärungsfristen verlängert sich die gesetzliche Frist zur Abga-

be der Einkommensteuererklärung (31. Mai) bis zum Ende des auf den 

Besteuerungszeitraum folgenden Kalenderjahres, wenn die Steuerer-

klärung durch eine Person im Sinne der §§ 3 und 4 des Steuerbera-

tungsgesetzes (zum Beispiel einen Steuerberater) angefertigt wird. Al-

lerdings bleibt es dem Finanzamt vorbehalten, die Erklärung für einen 

Zeitpunkt vor Ablauf dieser Frist anzufordern. Es handelt sich hierbei 

um eine Ermessensentscheidung, die zu begründen ist.

Im Streitfall, der die Rechtslage bis 31.12.2017 betraf, hatte das Finanzamt 

von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht und die Kläger aufgefordert, die 

Einkommensteuererklärung für 2010 bis zum 31.08.2011 (und damit vor-

zeitig) einzureichen. Allerdings war aus der formelhaften Begründung, das 

Finanzamt handle „im Interesse“ einer ordnungsgemäßen Durchführung 

des Besteuerungsverfahrens, nicht erkennbar, aus welchem Grund die 

Abgabefrist im konkreten Fall verkürzt wurde. Die von einem Steuerbera-

ter angefertigte Erklärung ging am 07.12.2011 beim Finanzamt ein. Dieses 

setzte daraufhin einen Verspätungszuschlag in Höhe von 880 Euro fest.

Der BFH gab den Klägern Recht. Sowohl die Aufforderung zur vorzeiti-

gen Abgabe der Steuererklärung als auch die Festsetzung des Verspä-

tungszuschlags seien rechtswidrig gewesen. Zwar hätte der Begrün-

dungsmangel nach § 126 Absatz 1 Nr. 2, Absatz 2 der Abgabenordnung 

durch das so genannte Nachschieben einer Begründung beseitigt 

werden können. Eine solche Heilung des Verfahrensmangels komme 

jedoch nach Auffassung des BFH nicht mehr in Betracht, wenn sich 

die Aufforderung zur termingebundenen Abgabe vor der Einlegung ei-

nes Einspruchs durch die Abgabe der Steuererklärung bereits erledigt 

hat. Aufgrund der Rechtswidrigkeit der Aufforderung sei auch der vom 

Finanzamt festgesetzte Verspätungszuschlag rechtswidrig und aufzu-

heben gewesen, da die Kläger die Steuererklärung noch innerhalb der 

allgemein bis zum 31.12.2011 verlängerten Frist eingereicht hatten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 17.01.2017, VIII R 52/14

Kindererziehungszeiten in einem Drittstaat:  
Versagung rentenrechtlichen Berücksichtigung  
verfassungsgemäß

Es besteht kein verfassungsrechtlicher Anspruch auf die rentenrecht-

liche Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten in einem Dritt-

staat, der nicht Mitglied der Europäischen Union ist. Dies hat das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) bekräftigt und damit die Verfas-

sungsbeschwerde einer Beschwerdeführerin nicht zur Entscheidung 

angenommen, der die rentenrechtliche Berücksichtigung ihrer Erzie-

hungsleistung in Kanada versagt worden war.

Die 1939 geborene Beschwerdeführerin ist deutsche Staatsbürgerin 

und bezieht seit 2004 Regelaltersrente von dem im Ausgangsverfah-

ren beklagten Rentenversicherungsträger. Von 1968 bis 1973 lebte 

sie in Kanada. Während dieser Zeit wurde ihr Sohn geboren. Vor ih-

rem Umzug nach Kanada entrichtete sie Pflichtbeiträge, für die Zeit in 

Kanada und die erste Zeit nach ihrer Rückkehr freiwillige Beiträge zur 

deutschen Rentenversicherung. Im Januar 2015 beantragte sie beim 

Rentenversicherungsträger die Berücksichtigung ihrer Erziehungsleis-

tung im Ausland. Dies blieb ebenso wie das nachfolgende Klagever-

fahren ohne Erfolg.
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Das BVerfG hat die Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung 

angenommen, weil sie unzulässig ist. Die Beschwerdeführerin habe 

sich mit den bereits entwickelten Maßstäben zur Berücksichtigung im 

Ausland zurückgelegter Kindererziehungszeiten nicht hinreichend aus-

einandergesetzt. Das BVerfG habe ausdrücklich gebilligt, dass grund-

sätzlich nur die Kindererziehung im Inland rentenrechtlich relevant ist, 

da der gewöhnliche Aufenthalt einer Person im jeweiligen Staatsgebiet 

systemgerechter Anknüpfungspunkt für die mitgliedschaftliche Einbe-

ziehung in nationale Sozialversicherungssysteme ist. Die Entscheidung 

des Europäischen Gerichtshofes in der Rechtssache Reichel Albert 

gebe keinen Anlass, von dieser Rechtsprechung abzuweichen. Ein ver-

fassungsrechtlicher Anspruch auf die rentenrechtliche Berücksichti-

gung der Erziehung in einem Drittstaat bestehe nicht.

Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 06.03.2017, 1 BvR 27040/16

Zeitlich unbegrenztes Kindergeld auch bei Diagnose 
eines Gendefekts erst nach Erreichen der Altersgrenze

Eltern erhalten für erwachsene Kinder zeitlich unbegrenzt Kindergeld, 

wenn das Kind behindert ist und es deshalb seinen Unterhalt nicht 

selbst bestreiten kann. Dies gilt nach einem Urteil des Finanzgerichts 

(FG) Köln auch dann, wenn der Gendefekt erst nach Erreichen der 

Kindergeld-Altersgrenze diagnostiziert wird und das Kind davor seinen 

Lebensunterhalt selbst bestreiten konnte.

Die 1968 geborene Tochter des Klägers leidet an einer erblichen Mus-

kelerkrankung, bei der es zu einer fortschreitenden Abnahme der 

Muskelkraft kommt. Diagnostiziert wurde die Erberkrankung erst im 

Alter von 30 Jahren, als eine Verwandte ein stark behindertes Kind zur 

Welt gebracht hatte und sich daraufhin mehrere Familienmitglieder 

einer gentechnischen Untersuchung unterzogen. In der Folgezeit ver-

schlechtere sich der Gesundheitszustand der Tochter des Klägers. Mit 

40 Jahren wurde bei ihr ein Grad der Behinderung von 100 Prozent 

verbunden mit dem Merkzeichen G und aG festgestellt. Seit dem 43. 

Lebensjahr bezieht sie eine Rente wegen voller Erwerbsminderung.

Den vom Kläger gestellten Kindergeldantrag für die Zeit ab Januar 

2010 lehnte die Familienkasse mit der Begründung ab, dass die Behin-

derung des Kindes nicht, wie gesetzlich gefordert, vor dem Erreichen 

der „Altersgrenze“ eingetreten sei, die für vor 1982 Geborene noch bei 

27 Jahren (heute 25 Jahre) lag. Der Gendefekt des Kindes habe erst 

wesentlich später zu einer Behinderung geführt.

Die hiergegen erhobene Klage hatte Erfolg und führte zur Gewährung 

von Kindergeld. Sein Urteil begründet das FG damit, dass es für die 

Frage des Vorliegens einer Behinderung auf den objektiven Befund der 

Erbkrankheit und nicht auf dessen Kenntnis ankomme. Damit habe die 

Behinderung unabhängig von der Diagnose bereits vor Vollendung des 

27. Lebensjahrs vorgelegen. Es sei auch nicht erforderlich, dass das Un-

vermögen, seinen Lebensunterhalt selbst zu bestreiten, vor Erreichen 

der Altersgrenze vorgelegen habe.

Das FG hat wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Verfahrens ge-

gen sein Urteil die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. Das Ver-

fahren wird dort unter dem Aktenzeichen XI R 8/17 geführt.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 12.01.2017, 6 K 889/15

Kosten für Bebauung eines Grundstücks können zu 
höherer Grunderwerbsteuer führen

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat eine weitere Entscheidung zu dem 

Themenkomplex des einheitlichen Erwerbsgegenstands im Grunder-

werbsteuerrecht getroffen. Danach kann für den Fall, dass ein Bauer-

richtungsvertrag zeitlich nach dem Grundstückskaufvertrag und nach 

der Festsetzung der Grunderwerbsteuer geschlossen wird, die Finanz-

behörde berechtigt sein, im Wege der Änderung der ursprünglichen 

Steuerfestsetzung die Bauerrichtungskosten zusätzlich zu den Kosten 

des Grundstückserwerbs mit Grunderwerbsteuer zu belasten.

Im Urteilsfall erwarb der Kläger von einer Stadt ein Grundstück, das mit 

einem Reihenhaus bebaut werden sollte. Im Grundstückskaufvertrag, 

der sowohl von der Stadt als auch von dem zu beauftragenden Bauun-

ternehmen unterzeichnet wurde, war unter anderem festgelegt, nach 

welchen architektonischen Plänen das Haus errichtet werden sollte. 

Das Finanzamt setzte kurze Zeit später die Grunderwerbsteuer fest 

und bezog lediglich die Kosten für den Grundstückskauf in die Bemes-

sungsgrundlage für die Steuer ein. Nach der Steuerfestsetzung schloss 

der Kläger einen Bauerrichtungsvertrag mit dem Bauunternehmen. 

Daraufhin änderte das Finanzamt die ursprüngliche Steuerfestsetzung 

und bezog die sich aus diesem Vertrag ergebenden Baukosten mit ein. 

Dagegen wehrte sich der Kläger mit Erfolg vor dem Finanzgericht.
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Der BFH hingegen entschied, dass das Finanzamt die Baukosten nach-

träglich in die Bemessungsgrundlage für die Steuer miteinbeziehen 

durfte. Sei der Erwerber eines Grundstücks beim Abschluss des Grund-

stückskaufvertrags hinsichtlich des „Ob“ und „Wie“ der Bebauung ge-

bunden, werde das erworbene Grundstück erst dann in bebautem Zu-

stand erworben, wenn auch der Bauerrichtungsvertrag geschlossen ist. 

Mit dieser Entscheidung stellt der BFH im Rahmen einer weiteren Fall-

gruppe aus dem Bereich des einheitlichen Erwerbsgegenstands klar, 

dass der Abschluss des Bauerrichtungsvertrags das zunächst unbebau-

te Grundstück rückwirkend auf den Zeitpunkt des Grundstückskauf-

vertrags zu einem bebauten werden lässt und die Baukosten nachträg-

lich im Rahmen der Änderung der ursprünglichen Steuerfestsetzung 

zusätzlich zu den Kosten für den Grundstückskauf bei der Festsetzung 

der Grunderwerbsteuer zu berücksichtigen sind.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 25.01.2017, II R 19/15

Vom Erben nachgezahlte Kirchensteuer bei diesem 
als Sonderausgabe abziehbar

Zahlungen auf offene Kirchensteuern des Erblassers durch den Erben 

sind bei diesem im Jahr der Zahlung als Sonderausgabe abziehbar. Dies 

stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Die Klägerin ist zusammen mit ihren beiden Geschwistern Miterbin 

nach ihrem verstorbenen Vater (V). Dieser hatte sein Steuerberatungs-

büro im Dezember 2007 veräußert und sollte als Gegenleistung ab 

Januar 2008 monatlich 4.000 Euro für die Dauer von zehn Jahren er-

halten. Falls V vor Ablauf der Vertragsdauer versterben sollte, war ein 

Kaufpreis in Höhe von 480.000 Euro vereinbart. Seine Erben sollten den 

Kaufpreis abzüglich der bereits geleisteten monatlichen Vergütungen in 

drei gleichen Jahresraten erhalten. Eine andere Zahlungsweise konnte 

vereinbart werden. V verstarb im Februar 2009. Die Erwerberin des 

Steuerberatungsbüros einigte sich im Laufe des Jahres 2009 mit den Er-

ben darauf, den verbleibenden Restkaufpreis in Höhe von 424.000 Euro 

abzüglich eines Nachlasses in Höhe von 7.500 Euro in einer Summe zu 

zahlen. Im Streitjahr 2011 führte der erst von den Erben für 2007 erklär-

te Veräußerungsgewinn zu Änderungen der Einkommensteuerfestset-

zungen des V. Folge waren eine Kirchensteuernachforderung für 2007 in 

Höhe von 9.207,27 Euro sowie Erstattungen in Höhe von 1.093,50 Euro 

und 166 Euro für 2008 beziehungsweise 2009. Den Differenzbetrag 

von 7.947,77 Euro bezahlten die Erben des V im Streitjahr.

Im Einkommensteuerbescheid der Klägerin für 2011 hatte das beklagte 

Finanzamt die von der Klägerin auf ihre Einkünfte aus nichtselbststän-

diger Tätigkeit bezahlte Kirchensteuer berücksichtigt. Im Einspruchsver-

fahren begehrte sie ohne Erfolg den zusätzlichen Ansatz weiterer Son-

derausgaben in Höhe von einem Drittel der für das Jahr 2007 geleisteten 

Kirchensteuernachzahlung in Höhe von 9.207,27 Euro, mithin 3.069,09 

Euro. Im Klageverfahren hat die Klägerin nach einem Hinweis des Fi-

nanzgerichts auf die Kirchensteuererstattungen für die Jahre 2008 und 

2009, die mit der Nachforderung für 2007 verrechnet worden waren, ihr 

Begehren auf die zusätzliche Anerkennung von Sonderausgaben in Höhe 

von 2.649 Euro (= gerundet ein Drittel von 7.947,77 Euro) beschränkt.

Die Klage war sowohl in erster als auch in zweiter Instanz erfolgreich. 

Der Klägerin stehe nach § 10 Absatz 1 Nr. 4 EStG ein weiterer Sonder-

ausgabenabzug in Höhe von 2.649 Euro zu, so FG und BFH. Nach dieser 

Vorschrift seien bestimmte im Einzelnen aufgeführte Aufwendungen 

als Sonderausgaben abziehbar, wenn sie weder Betriebsausgaben noch 

Werbungskosten sind oder wie Betriebsausgaben oder Werbungskosten 

behandelt werden. Aus der Verwendung des Begriffs „Aufwendungen“ 

und aus dem Zweck des § 10 EStG, bestimmte die wirtschaftliche Leis-

tungsfähigkeit des Steuerpflichtigen mindernde Privatausgaben vom 

Abzugsverbot des § 12 Nr. 1 EStG auszunehmen, folge, dass nur solche 

Ausgaben als Sonderausgaben berücksichtigt werden dürfen, durch die 

der Steuerpflichtige tatsächlich und endgültig wirtschaftlich belastet 

ist, so der BFH unter Verweis auf seine ständige Rechtsprechung. Da im 

Streitfall die Berücksichtigung der von der Klägerin gezahlten Kirchen-

steuer als Betriebsausgabe beziehungsweise Werbungskosten nicht in 

Betracht kommt, sei sie nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut des § 

10 Abs. 1 Nr. 4 EStG als Sonderausgabe abziehbar.

Eine teleologische Reduktion des Gesetzeswortlauts sei angesichts der 

wirtschaftlichen Belastung der Klägerin durch die Kirchensteuerzah-

lung nicht angemessen und komme deshalb nicht in Betracht.

Abschließend stellt der BFH klar, dass im Gegenzug auch Erstattungen 

überzahlter Kirchensteuer des Erblassers auf eigene Zahlungen des Er-

ben anzurechnen wären und dessen Sonderausgabenabzug schmälern 

würden.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 21.07.2016, X R 43/13
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Widerspruchsrecht: Keine Ansprüche bei unzulässiger 
Rechtsausübung

Das Landgericht (LG) Coburg hat die Klage eines Versicherungsneh-

mers auf Rückzahlung von Beiträgen für eine zwischenzeitlich gekün-

digte Kapitallebensversicherung trotz wirksamer Ausübung des Wider-

spruchsrechts wegen unzulässiger Rechtsausübung abgewiesen, unter 

anderem, weil der Kläger seine Ansprüche aus dem Versicherungsver-

trag unmittelbar nach Abschluss zur Kreditsicherheit verwendet hatte.

Der Kläger unterhielt seit dem 01.01.1998 bei der Beklagten eine Ka-

pitallebensversicherung, die bis zum 01.01.2018 laufen sollte. Von 

Januar 1998 bis Februar 2007 diente dieser Vertrag dem Kläger als 

Kreditsicherung im Zusammenhang mit dem Erwerb einer Eigentums-

wohnung. Im Jahr 2008 kündigte der Kläger den Vertrag und erhielt 

von der Beklagten eine Rückzahlung in niedriger fünfstelliger Höhe, die 

geringfügig über den vom Kläger insgesamt gezahlten Beiträgen lag.

Im Jahr 2015 ließ der Kläger über seine Rechtsanwälte den Widerspruch 

des Versicherungsvertrages erklären und forderte nun die Rückzahlung 

der geleisteten Prämien nebst Schadenersatz für entgangene Rendite, 

Verzugszinsen und die Kosten der von ihm beauftragten Rechtsanwäl-

te. Nach Verrechnung des bereits 2008 erhaltenen Betrages ergaben 

sich Forderungen im hohen vierstelligen Bereich.

Der Kläger meinte, er sei bei Abschluss des Versicherungsvertrages im 

Jahr 1998 nicht ordnungsgemäß über sein Widerspruchsrecht belehrt 

worden. Dieses könne deshalb auch noch viele Jahre später erfolgreich 

geltend gemacht werden. Die beklagte Versicherung hingegen hielt 

ihre damalige Widerspruchsbelehrung für rechtens, den Widerspruch 

schon allein deshalb für verspätet und damit unwirksam. Jedenfalls 

handele der Kläger rechtsmissbräuchlich, wenn er erst 17 Jahre nach 

Versicherungsbeginn und kurz vor dem ursprünglich geplanten Ver-

tragsablauf den Widerspruch erkläre, obwohl er den Vertrag jahrelang 

als Sicherheit für seine Verbindlichkeiten verwandt habe.

Das LG Coburg wies die Klage ab. Die Belehrung der Versicherung über 

das Widerspruchsrecht sei zwar tatsächlich fehlerhaft gewesen, weil 

sie sich nicht deutlich genug vom sonstigen Inhalt des Versicherungs-

scheines unterschieden habe. Das Widerspruchsrecht des Klägers habe 

daher unbefristet bis zum Jahr 2015 fortbestanden. Es sei auch durch 

die Kündigung des Versicherungsvertrages und der danach erfolgten 

Abrechnung nicht erloschen.

Trotzdem kann der Kläger nach der Entscheidung des LG Coburg die 

sich aus der Ausübung des Widerspruchsrechts ergebenen Ansprüche 

nicht erfolgreich geltend machen, weil er sich widersprüchlich verhal-

ten hat. Zur Beurteilung dieser Frage hat sich das LG mit zwei neuen 

Entscheidungen des Bundesgerichtshofs zu dieser Problematik ausei-

nandergesetzt. Wie dort hatte auch hier der Kläger seine Ansprüche 

aus dem Versicherungsvertrag zeitnah nach Abschluss des Vertrages, 

sogar noch im gleichen Monat, zur Kreditsicherung an seine Bank 

abgetreten. Darüber hinaus war der Vertrag bei Ausübung des Wider-

spruchsrechts bereits seit sieben Jahren nach Kündigung des Klägers 

abgerechnet gewesen. Zuvor hatte der Kläger schließlich auch mehr 

als zehn Jahre die Prämien gezahlt.

Die Geltendmachung der Klageforderung als Folge des Widerspruchs 

aus dem Jahr 2015 wegen fehlerhafter Belehrung bei Abschluss des 

Versicherungsvertrages im Jahr 1998 stellt deshalb nach der Entschei-

dung des LG ein widersprüchliches Verhalten dar, weshalb der Klage 

kein Erfolg beschieden werden konnte. Wie das LG mitteilt, bestätigte 

das Oberlandesgericht Bamberg seine Entscheidung.

Landgericht Coburg, Urteil vom 07.11.2016, 14 O 629/15, rechtskräftig

Kapitalertragsteuererstattung: Änderung des  
Zuflussdatums bei Aktiendividenden

Der Frage, welches Zuflussdatum bei einer Aktiendividende im Rah-

men der Antragstellung nach § 50d Einkommensteuergesetz (EStG) 

anzugeben ist, geht das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) in einer 

aktuellen Pressemitteilung nach.

Mit der Aktienrechtsnovelle 2016 und der Änderung des § 58 Absatz 4 

Satz 2 und 3 Aktiengesetz (AktG) sei der Anspruch auf eine Aktiendivi-

dende erst am dritten des auf die Hauptversammlung folgenden Ge-

schäftstags fällig, es sei denn die Hauptversammlung oder die Satzung 

bestimmten eine spätere Fälligkeit.

Nach der Änderung des Aktiengesetzes sei auch § 44 Absatz 2 Satz 

2 EStG angepasst worden, so das BZSt weiter. Demnach bestimme 

sich der Zuflusszeitpunkt einer Aktiendividende nach der abweichen-

Allgemeine 
Informationen
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den Fälligkeit des Aktiengesetzes. Im Erstattungsverfahren nach § 

50d Absatz1 EStG ist laut BZSt die Angabe eines Zuflussdatums der 

Aktiendividende zwingend erforderlich. Als Zuflussdatum sei ab dem 

01.01.2017 – entsprechend der gesetzlichen Änderung – der Tag der 

Fälligkeit im Sinne des § 44 Absatz 2 EStG in Verbindung mit § 58 

Absatz 4 Satz 2 und 3 AktG maßgebend.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 27.03.2017

Vom Vermieter ausgelöste Einstellung der Miet- 
zahlung durch Sozialleistungsträger: Wohnungs- 
kündigung wegen Zahlungsverzugs verfassungsgemäß

Der Verfassungsgerichtshof (VerfGH) des Saarlandes hat die Ver-

fassungsbeschwerde einer Mieterin in einem Räumungsrechtsstreit 

verworfen. Die Richter bestätigten eine Wohnungskündigung wegen 

Zahlungsverzugs nach vom Vermieter ausgelöster Einstellung der 

Mietzahlung durch den Sozialleistungsträger für verfassungsgemäß.

Der Vermieter beabsichtigte, die an die Beschwerdeführerin vermie-

tete Eigentumswohnung zu verkaufen. Deswegen kündigte er das 

Mietverhältnis, obwohl dies laut Mietvertrag ausgeschlossen war. Der 

Vermieter teilte dem Jobcenter, das die Miete zahlte, mit, dass er das 

Mietverhältnis gekündigt habe. Daraufhin erließ das Jobcenter einen 

Änderungsbescheid, in dem die Sozialleistungen für die Mietkosten ge-

strichen wurden. Gegen diesen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfs-

belehrung versehen war, ging die Mieterin nicht vor.

Nachdem der Vermieter in den folgenden zwei Monaten keine Miete 

erhalten hatte, kündigte er wegen Zahlungsverzugs fristlos und erhob 

anschließend Räumungsklage, der das Amtsgericht (AG) stattgab, da 

es die Mieterin unterlassen habe, gegen den Bescheid des Jobcenters 

vorzugehen. Ihre gegen das Urteil des AG eingelegte Berufung hat das 

Landgericht zurückgewiesen. Mit ihrer gegen die zivilgerichtlichen Ent-

scheidungen eingelegten Verfassungsbeschwerde rügt die Beschwer-

deführerin im Wesentlichen eine Verletzung ihres Rechts auf eine dem 

Gleichheitsgrundsatz entsprechende Entscheidung.

Der VerfGH hat entschieden, dass die Entscheidungen der Zivilgerichte 

mit den mietrechtlichen Vorschriften und Rechtsprechungsgrundsät-

zen in Einklang stehen. Der Vermieter dürfe dem Mieter, der für zwei 

aufeinanderfolgende Termine mit der Miete in Verzug ist, fristlos kün-

digen (§ 543 Absatz 1, Absatz 2 Nr. 3a Bürgerliches Gesetzbuch – BGB). 

Diese Kündigung könne der Mieter nachträglich ungeschehen machen, 

wenn er die Mietrückstände binnen zwei Monaten nach Erhebung der 

Räumungsklage begleicht oder eine entsprechende Übernahmeerklä-

rung einer öffentlichen Stelle vorlegt (§ 569 Absatz 3 Nr. 2 Satz 1 BGB).

Zwar könne es einem Vermieter verwehrt sein, sich im Rahmen einer 

Verzugskündigung auf einen Zahlungsrückstand zu berufen, wenn – 

wie vorliegend – sein Verhalten Auslöser der Zahlungseinstellung war 

(§ 242 BGB). Gleichwohl sei es von Verfassungs wegen nicht zu bean-

standen, dass die Zivilgerichte in ihre Wertung auch das Verhalten der 

Beschwerdeführerin, die den Dingen ihren Lauf ließ und die Wohnung 

in dem Wissen, dass keine Miete mehr floss, weiter nutzte, einbezogen 

haben. Sie hätten daher der Argumentation der Beschwerdeführerin, 

es sei nicht ihre Sache, sich an das Jobcenter zu wenden, und ihr Ver-

mieter sei selbst daran schuld, wenn er sich den „finanziellen Ast“ ab-

säge, nicht folgen müssen.

Verfassungsgerichtshof des Saarlandes, Beschluss vom 28.03.2017, 

Lv 1/17

Entgelt für so genannte Ökopunkte grundsätzlich im 
Jahr des Zuflusses zu versteuern

Das Nutzungsentgelt, das jemand für die Zurverfügungstellung von 

Grundstücken als Ausgleichsfläche für den Naturschutz (in Form so 

genannter Ökopunkte) erhält, ist im Rahmen der Überschusseinkünfte 

grundsätzlich im Jahr des Zuflusses zu versteuern. Das Finanzgericht 

(FG) Schleswig-Holstein hat entschieden, dass eine Verteilung gemäß 

§ 11 Absatz 1 Satz 3 Einkommensteuergesetz (EStG) neben weiteren 

Voraussetzungen nur dann in Betracht komme, wenn vertraglich eine 

bestimmte Laufzeit für das Nutzungsrecht vereinbart worden ist.

Im Streitfall war der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen. Des-

wegen sei die von den Klägern begehrte Verteilung auf einen Zeitraum 

von 25 Jahren nicht in Betracht gekommen, so das FG. Es habe deshalb 

die weitere Streitfrage, ob es sich hierbei überhaupt um eine „Nut-

zung“ im Sinne des § 11 EStG handelt, offen lassen können.

FG Niedersachsen, Urteil vom 28.09.2017, 2 K 2/16, rechtskräftig
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Miete wiederholt zu spät gezahlt: Kündigung kann 
gerechtfertigt sein

Zahlt ein Mieter wiederholt die Miete um wenige Tage verspätet, kann 

dies im Einzelfall die Kündigung des Mietverhältnisses rechtfertigen. 

Hierauf weist das Landgericht (LG) Nürnberg-Fürth hin. Es hat eine 

Entscheidung des Amtsgerichts (AG) Fürth bestätigt, wonach die Mie-

ter zur Räumung der Wohnung verpflichtet worden waren, da sie wie-

derholt um wenige Tage verspätet die Miete bezahlt hatten. 

Der Kläger ist Eigentümer einer Wohnung, welche die beiden Beklag-

ten seit Oktober 2011 angemietet hatten. Bereits 2013 war es zu ver-

späteten Mietzahlungen und Mietrückständen gekommen, welche die 

Beklagten aber aufgrund einer Ratenvereinbarung ausgeglichen hat-

ten. Im Rahmen dieser Vereinbarung sicherten sie zu, künftig die Miete 

pünktlich zum dritten Werktag des jeweiligen Monats zu bezahlen. Im 

Jahr 2015 und Anfang 2016 kam es in fünf Fällen zu verspäteten Miet-

zahlungen, wobei die Miete, von einer Ausnahme abgesehen, immer 

nur mit wenigen Tagen Verspätung einging. Der Kläger, welcher zu-

vor noch in mehreren Schreiben auf die Wichtigkeit des rechtzeitigen 

Mieteingangs hingewiesen hatte, kündigte daraufhin den Beklagten 

die Wohnung ordentlich.

Das AG Fürth gab der auf Räumung gerichteten Klage statt. Seiner 

Ansicht nach lagen nicht nur Zahlungsunpünktlichkeiten, sondern 

Vertragsverstöße vor, auch wenn die Zahlungen nur um wenige Tage 

verspätet eingingen. Das AG berücksichtigte im Rahmen der Abwä-

gung, dass der Kläger immer wieder auf die Notwendigkeit pünktlicher 

Mietzahlungen hingewiesen hatte.

Die Beklagten haben gegen das Urteil des AG Fürth Berufung einge-

legt. Das LG Nürnberg-Fürth hat die Berufung im Beschlusswege zu-

rückgewiesen. Es bewertete die verspäteten Mietzahlungen als nicht 

unerhebliche Pflichtverletzung der Mieter, die eine ordentliche Kündi-

gung rechtfertige. Die Interessenabwägung des AG Fürth sei nicht zu 

beanstanden, da die verspäteten Mietzahlungen vor dem Hintergrund 

der wiederholten Abmahnungen des Klägers als Pflichtverletzung von 

einigem Gewicht anzusehen seien. Die Beklagten hätten durch ihr Ver-

halten gezeigt, dass sie nicht bereit sind, ihre Zahlungsweise ernsthaft 

und auf Dauer umzustellen. 

Landgericht Nürnberg-Fürth, Beschluss vom 17.03.2017, 7 S 6617/16

Wärme-Entnahme aus nicht ans Fernwärmenetz 
angeschlossenem Blockheizkraftwerk: Selbstkosten 
bestimmen unentgeltliche Wertabgabe

Die Entnahme von Wärme unterliegt der Umsatzsteuer. Die unent-

geltliche Wertabgabe bemisst sich nach Auffassung des Finanzgerichts 

(FG) Baden-Württemberg nach den Selbstkosten, wenn das Blockheiz-

kraftwerk nicht an das Fernwärmenetz angeschlossen ist.

Die Klägerin ist eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Ihre Gesell-

schafter sind Eheleute.

Die Klägerin betreibt seit 2012 ein Blockheizkraftwerk mit Biogasan-

lage mit einer Maximalleistung von 75 kWh. Verwertet zu Strom wird 

überwiegend die im landwirtschaftlichen Betrieb des Gesellschafters 

anfallende Gülle. Der Strom wird vollständig entgeltlich in das öffent-

liche Stromnetz eingespeist. Die beim Betrieb des Blockheizkraftwerks 

anfallende Wärme wird zum einen zum Beheizen des Wohnhauses 

der Gesellschafter genutzt. Zum anderen liefert die Klägerin entgelt-

lich Wärme an den Cousin des Gesellschafters zum Beheizen dessen 

Wohnhauses.

Die Klägerin erklärte in ihrer Umsatzsteuererklärung für 2013 und 

2014 unentgeltliche Wertabgaben zu 19 Prozent in Höhe von 504 Euro 

(2013) und 756 Euro (2014), da die Gesellschafter Wärme zum Behei-

zen ihres Wohnhauses nutzen. Der anzusetzende Einkaufspreis sei der 

dem Cousin des Gesellschafters in Rechnung gestellte Wert je kWh. 

Das beklagte Finanzamt ermittelte eine unentgeltliche Wertabgabe 

in Höhe von 2.189 Euro (2013) und 2.310 Euro (2014) unter Berück-

sichtigung des bundesweit einheitlichen durchschnittlichen Fernwär-

mepreises, der anhand tatsächlicher Verkäufe innerhalb Deutschlands 

ermittelt wird. Die Klägerin ermittelte die Kosten für die Anlage, die 

kWh produzierten Stroms, verkaufter Wärme und eigenverbrauchter 

Wärme.

Das FG Baden-Württemberg setzte eine unentgeltliche Wertabga-

be für den Wärmeverbrauch in Höhe von 1.887,95 Euro (2013) an. 

Für 2014 ermittelte es einen höheren Wert als das Finanzamt. Im fi-

nanzgerichtlichen Verfahren gilt jedoch ein Verböserungsverbot. Der 

Verbrauch von Wärme zu privaten Zwecken der Gesellschafter un-

terliegt der Umsatzsteuer, da die Klägerin zum vollen Vorsteuerab-

zug berechtigt sei. Sie habe das Blockheizkraftwerk rechtzeitig und 
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vollständig dem Unternehmen zugeordnet. Bemessungsgrundlage 

seien die Selbstkosten, die die Klägerin für den Wärmeverbrauch der 

Gesellschafter aufzuwenden habe. Der Fernwärmepreis könne nicht 

zugrunde gelegt werden, da die Klägerin nicht an ein Fernwärmenetz 

angeschlossen sei. Es sei auch nicht der mit dem Cousin des Gesell-

schafters vereinbarte Verkaufspreis anzusetzen. Das Gesetz stelle auf 

den Einkaufspreis ab. Lasse sich ein solcher nicht ermitteln, komme 

es auf die Selbstkosten an ohne Abzug für Tätigkeiten der Gesellschaf-

ter. Die produzierte Gesamtenergiemenge bestehend aus Strom und 

Wärme stelle die zutreffende Referenzgröße dar. Eine von der Klägerin 

vorgeschlagene überproportionale Zuordnung der Selbstkosten zum 

produzierten Strom komme nicht in Betracht, auch wenn die Wärme 

ein „Abfallprodukt“ der Stromgewinnung sei.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 09.02.2017, 1 K 755/16

Neuer Wohnungseigentümer hat Recht auf  
erstmalige Besichtigung der Wohnung

Der neue Eigentümer einer Wohnung hat gegenüber dem Mieter ein 

Recht auf erstmalige Besichtigung der Wohnung. Diesem Recht, das 

sich aus dem Eigentumsgrundrecht des Grundgesetzes (Artikel 14 GG) 

ergibt, kann der Mieter weder entgegenhalten, nicht gestört werden 

zu wollen, noch, dass der Vermieter ihm gegenüber bestehende Zah-

lungsansprüche (hier: wegen Neukaufs einer kaputten Spülmaschine) 

nicht beglichen habe. Dies stellt das Amtsgericht München (AG) klar.

Der Kläger kaufte mit Kaufvertrag vom 05.10.2015 ohne vorherige 

Besichtigung eine Wohnung und wurde am 04.02.2016 als Eigentü-

mer im Grundbuch eingetragen. Die Wohnung war seit 27.05.1981 an 

den Beklagten vermietet. Der Mietvertrag enthielt folgende Regelung: 

„Der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter oder beide können die 

Mieträume betreten, um die Notwendigkeit unaufschiebbarer Hausar-

beiten festzustellen. Will der Vermieter das Grundstück verkaufen, so 

darf er oder ein von ihm Beauftragter nach Ankündigung die Mieträu-

me zusammen mit den Kaufinteressenten an Wochentagen von 9 Uhr 

bis 12 Uhr und 16 Uhr bis 18 Uhr betreten. Ist das Mietverhältnis ge-

kündigt, so darf der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter die Räu-

me mit den Mietinteressenten zu den gleichen Stunden betreten. Der 

Mieter muss dafür sorgen, dass die Räume auch in seiner Abwesenheit 

betreten werden können.“

Am 26.02.2016 kündigte der Kläger das Mietverhältnis wegen Eigen-

bedarfs. Da er die Wohnung bisher noch nie besichtigt hatte, teilte er 

dem Mieter schriftlich mit, dass er die Wohnung besichtigen und aus-

messen möchte und schlug drei verschiedene Termine vor. Der Mieter 

wendet sich dagegen und vertritt die Ansicht, dass dem Vermieter ein 

Besichtigungsrecht nur mit Mietinteressenten zustände und sein In-

formationsrecht durch die Übersendung einer Architektenskizze erfüllt 

sei. Außerdem forderte der Mieter den Kläger auf, 638 Euro an ihn zu 

bezahlen, da er eine neue Spülmaschine angeschafft hatte, nachdem 

die alte Maschine kaputt gegangen war.

Der neue Eigentümer klagte und bekam Recht. Das AG München ver-

urteilte den Mieter zur Duldung der Besichtigung der Wohnung. In 

dem Bedürfnis des neuen Eigentümers auf erstmalige Information hin-

sichtlich des Aussehens, der Ausstattung sowie der genauen Größe der 

Wohnung sei ein berechtigtes Interesse zu sehen, dass das Interesse 

des Mieters an fehlender Störung deutlich überwiege, so das Gericht. 

Die Regelung des Mietvertrags sei so zu verstehen, dass das Besichti-

gungsrecht nicht abschließend geregelt sei und in den dort aufgezähl-

ten Fällen jedenfalls ein Besichtigungsrecht bestehe. 

Die Mieter könne die Besichtigung auch nicht von der Bezahlung der 

Spülmaschine abhängig machen. Gegenüber dem aus Artikel 14 GG 

herrührenden Recht auf Duldung der erstmaligen Besichtigung einer 

Wohnung durch den neuen Eigentümer könne die fehlende Bezahlung 

von Geldansprüchen nicht geltend gemacht werden. 

Amtsgericht München, Urteil vom 12.08.2017, 416 C 10784/16


